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Aktuelle Steuerinformationen fiir Arzte und Zahnirzte

Sehr geehrte Mandantin,
sehr geehrter Mandant,

wer den Verkauf einer Immobilie plant, sollte bei der
Berechnung der Spekulationsfrist unbedingt das Da-
tum der notariellen Kaufvertrage (bzw. des ver-
pflichtenden Rechtsgeschafts) im Auge behalten. Wir
zeigen anhand einer aktuellen Entscheidung des Bun-
desfinanzhofs, warum der Zeitpunkt des Ubergangs
des wirtschaftlichen Eigentums in diesem Zusammen-
hang keine Rolle spielt. Zudem stellen wir lhnen die
wichtigsten Mafnahmen des ,,Aktionsplans gegen
Steuerkriminalitat“ vor. Im Kampf gegen Steuerbe-
trug sollen der Ermittlungsdruck und das Entde-
ckungsrisiko erhoht werden. Der Steuertipp befasst
sich mit der Frage, wann eine verlustbringende ne-
benberufliche Tatigkeit steuerlich anzuerkennen sein
kann.

SPEKULATIONSFRIST

Fiir die Fristberechnung ist das
Datum der Kaufvertrage maRgeblich

Eine selbstgenutzte Immobilie 1&sst sich innerhalb der
zehnjahrigen Spekulationsfrist steuerfrei verauflern,
wenn sie im Jahr des Verkaufs und in den beiden Vor-
jahren durchgehend zu eigenen Wohnzwecken genutzt
wurde. Anders ist das bei einer vermieteten Immobilie
im Privatvermégen: Wird sie innerhalb von zehn Jah-
ren nach der Anschaffung verkauft, ist der Gewinn als
privates VerdauBerungsgeschift steuerpflichtig.

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat bestétigt, dass es fir
die Berechnung der Spekulationsfrist auf die Zeitpunk-
te ankommt, zu denen die obligatorischen Rechtsge-
schafte (Kaufvertrage) abgeschlossen wurden. Uner-
heblich fir die Fristberechnung ist, zu welchen Zeit-
punkten das wirtschaftliche Eigentum an dem Grund-
stiick (ibergegangen ist (Ubergang von Nutzen und
Lasten).

Im Streitfall wollte ein Klager erreichen, dass bei sei-
nem Grundstiicksgeschaft der Ubergang des wirt-
schaftlichen Eigentums zugrunde gelegt wird, so
dass er aus der Zehnjahresfrist herausgefallen ware.
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Der BFH hat jedoch bestéatigt, dass das Datum der
Kaufvertrage malfigeblich ist. Wirde man den Zeit-
punkt berticksichtigen, zu dem das wirtschaftliche Ei-
gentum an einer Immobilie libergeht, kénnten die Ver-
tragsparteien die Frist durch Festlegung dieses Da-
tums beliebig zu ihren Gunsten umgehen.

Hinweis: Immobilieneigentimer sollten die Spekulati-
onsfrist unbedingt im Blick behalten, wenn sie einen
Verkauf planen. Da die Preise auf dem Immobilien-
markt in den letzten Jahren teils stark gestiegen sind,
I6st ein Verkauf binnen Zehnjahresfrist haufig erhebli-
che steuerpflichtige Spekulationsgewinne aus. In vie-
len Fallen lohnt es sich daher, die Immobilie bis zum
Fristablauf zu halten, um die realisierten Wertzuwéch-
se dann ohne Steuerzugriff vereinnahmen zu kdnnen.

HANDWERKERLEISTUNGEN

Wie Privathaushalte bis zu 1.200 € an Steuern spa-
ren kénnen

Das alte Bad muss saniert werden, das Wohnzimmer
braucht einen neuen Anstrich, oder die Terrasse soll
vergroRert werden? Wer sein Zuhause verschonern
oder instand halten lasst, muss die Kosten nicht allein
tragen: Denn flir Handwerkerarbeiten lassen sich bis
zu 1.200 € von der eigenen Einkommensteuer abzie-
hen.
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Diesen Steuerbonus fir Handwerkerleistungen ge-
wahrt das Finanzamt fir eine Vielzahl von Arbeiten:
Von der Behebung eines verstopften Abflusses bis zur
kompletten Gestaltung des Gartens, vom Schornstein-
feger Uber die Reparatur der Waschmaschine oder das
Anbringen einer Markise bis zum Ausbau des Dachbo-
dens werden zahlreiche Arbeiten anerkannt. Selbst
das Stimmen eines Klaviers oder die Umsiedlung eines
Wespennests fallen darunter. Eigentimer und Mieter
profitieren gleichermalien.

Abziehbar sind allerdings nur die Kosten fir die reine
Arbeitsleistung der Handwerker zuzuglich deren Fahrt-
kosten und die Kosten flr eingesetzte Maschinen und
Verbrauchsmittel sowie Entsorgungskosten. Material-
kosten wie Fliesen, Farbe oder Pflastersteine sind hin-
gegen vom steuerlichen Abzug ausgeschlossen. Damit
das Finanzamt den Abzug akzeptiert, muss die Arbeit
im Haushalt oder in dessen unmittelbarem Umfeld
oder auf dem Grundstlick ausgefiihrt werden.

Handwerkerleistungen diirfen sogar bei einem Neubau
abgesetzt werden. Entscheidend ist, dass sie erst ab
dem Zeitpunkt ausgefiihrt werden, zu dem die Eigen-
timer bereits fest in ihrem bezugsfertigen Haus woh-
nen. Um spatere Zweifel des Finanzamts ausrdumen
zu kdénnen, sollten Privathaushalte ihren Einzugstag
dokumentieren (z.B. durch Speditionsrechnung oder
Ummeldebescheinigung). Als bezugsfertig gilt ein
Haus, wenn Turen und Fenster eingebaut sowie
Strom- und Wasseranschluss, sanitare Einrichtungen
und eine funktionierende Heizung vorhanden sind.

Das Finanzamt akzeptiert allerdings keine Barzah-
lung. Als Nachweise werden ein Uberweisungsbeleg
oder Kontoauszug und eine ordnungsgemafle Rech-
nung verlangt. Materialkosten missen auf der Rech-
nung immer getrennt von den Ubrigen Kosten ausge-
wiesen werden. Daher sollten Auftraggeber unbedingt
ihre Rechnung kontrollieren und bei Bedarf monieren.
Eine steuerliche Férderung scheidet zudem aus, wenn
fir dieselbe BaumaRnahme bereits ein staatliches
Forderprogramm in Anspruch genommen wird (z.B. ei-
ne KfW-Forderung).

Hinweis: Ist der maximale Steuervorteil von 1.200 €
fuir ein Jahr bereits ausgeschopft, kann eine geschickte
Planung der Ausgaben und Auftragsvergabe sinnvoll
sein. In diesem Fall kann es sich anbieten, grof3ere
MaRnahmen zu splitten und die Rechnungslegung auf
zwei Kalenderjahre zu verteilen.

GRUNDERWERBSTEUER

Wann Kaufpreisanteile fiir Photovoltaikanlagen
auBen vor bleiben diirfen

Bei einem Grundstiickskauf bemisst sich die Grunder-
werbsteuer, die - je nach Bundesland - bei 3,5 % bis
6,5 % liegt, nach dem Wert der Gegenleistung.
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Hierzu zahlen nur die Kaufpreisbestandteile, die fir
das  Grundstick samt seiner (Gebaude-
)Bestandteile gezahlt werden (z.B. fir Grund und Bo-
den, Gebaude, wesentliche Bestandteile wie Hei-
zungsanlagen). Bezieht sich der Kaufvertrag auch auf
mitverkaufte Gegenstande, die nicht zum Grundstlick
gehoren (z.B. Einbaukiichen), dirfen diese Kaufpreis-
anteile bei der Besteuerung aul3en vor gelassen wer-
den.

Das Finanzministerium Niedersachsen weist darauf
hin, dass auf Solaranlagen entfallende Kaufpreisanteile
zur grunderwerbsteuerlichen Gegenleistung gehdren,
weil sie zur Heizungsanlage zdhlen. Ebenfalls zu be-
steuern sind Kaufpreise, die fiir dach- oder fassadenin-
tegrierte Photovoltaikanlagen gezahlt werden, da diese
wesentliche Bestandteile des Grundstuicks sind.

Anders sieht es jedoch bei klassischen Photovoltaikan-
lagen aus, die als Aufdachanlagen installiert sind: Sie
zahlen zum Grundstlickszubehor, so dass flr sie ge-
leistete Kaufpreisanteile nicht der Grunderwerbsteuer
unterliegen. Dies gilt unabhangig davon, ob der er-
zeugte Strom selbst verbraucht oder eingespeist wird.

Hinweis: Immobilienkaufer sollten beim Miterwerb von
Aufdachanlagen unbedingt darauf achten, im notariel-
len Kaufvertrag einen separaten Kaufpreisanteil fir die
Photovoltaikanlagen auszuweisen, damit das Finanz-
amt die Trennung vom eigentlichen Grundstlicksge-
schaft bei der Grunderwerbsteuerfestsetzung beriick-
sichtigen kann. Das Gleiche sollte beim Miterwerb von
Mobeln, Inventar oder Einbauktichen beachtet werden.
Ein separat ausgewiesener Kaufpreisanteil kann auch
hier Grunderwerbsteuer einsparen, er muss jedoch
angemessen und verkehrsublich sein.

AKTIONSPLAN

Schwarze Schafe sollen kiinftig leichter entdeckt
werden

Steuer- und Finanzkriminalitdt soll in Deutschland
konsequenter verfolgt werden. Das sieht ein gemein-
samer Aktionsplan des Bundesfinanzministeriums und
des Bundesministeriums der Justiz und fiir Verbrau-
cherschutz vor. Ziel ist es, insbesondere die Finanz-
und Ermittlungsbehdrden besser zu vernetzen, die Ex-
pertise von Bund und Landern zu biindeln und das
Entdeckungsrisiko zu erhéhen. Geplant sind unter an-
derem folgende MalRnahmen:

e Die Aufbewahrungsfristen flir Buchungsbelege sol-
len (von aktuell acht Jahren) auf 15 Jahre verlan-
gert werden, um den Zugriff auf wichtige Beweis-
mittel zu sichern.

e Um Steuerbetrug in bargeldintensiven Branchen zu
verhindern, soll eine Registrierkassenpflicht einge-
fihrt werden.



e Der Strafrahmen fiir besonders schwere Falle der
organisierten Steuerkriminalitdt soll auf bis zu 15
Jahre Freiheitsstrafe erhéht und schwere Steuer-
straftaten sollen als Verbrechen mit einer Mindest-
freiheitsstrafe von einem Jahr geahndet werden.

¢ Die strafbefreiende Selbstanzeige in der heutigen
Form soll abgeschafft werden, weil sie laut Akti-
onsplan falsche Anreize setzt, sich erst zu offenba-
ren, wenn man die Entdeckung befiirchtet. Zurzeit
kann bei einer Selbstanzeige trotz einer Steuer-
straftat von der Strafverfolgung abgesehen werden.
Dafir sind die hinterzogenen Steuern nachzuzah-
len, und zusétzlich ist - abhangig von der Héhe der
hinterzogenen Steuern - ein Geldbetrag (zwischen
10 % und 20 %) zu entrichten.

KINDERGELD

Ausbildung zum Rettungssanitater ist keine
Erstausbildung

Nach dem Abschluss einer erstmaligen Berufsausbil-
dung oder eines Erststudiums haben Eltern eines voll-
jahrigen Kindes nur dann noch einen Kindergeldan-
spruch, wenn es keiner Erwerbstatigkeit von mehr als
20 Wochenstunden nachgeht (Erwerbstatigkeitspri-
fung). Gute Nachrichten kommen jetzt vom Bundesfi-
nanzhof (BFH): Die Ausbildung zum Rettungssanitater
gilt trotz ihrer berufsqualifizierenden Wirkung kinder-
geldrechtlich nicht als erstmalige Berufsausbildung,
weil sie weniger als ein Jahr dauert. Kindergeld kann
daher nach Ausbildungsabschluss fortgezahlt werden,
wenn das Kind danach auf eine Folgeausbildung war-
tet und wahrenddessen einem zeitintensiven Job
nachgeht.

Geklagt hatten die Eltern einer volljahrigen Tochter, die
nach ihrem Abitur eine Ausbildung zur Rettungssanita-
terin absolviert hatte. Danach arbeitete sie drei Monate
als Rettungssanitaterin (mehr als 20 Wochenstunden),
bis sie schlief3lich eine weitere Ausbildung als Notfalls-
anitaterin begann. Nach Ansicht der Familienkasse
hatten die Eltern in der Zeit zwischen beiden Ausbil-
dungen keinen Kindergeldanspruch, weil die Erwerbs-
tatigkeit zeitlich zu umfassend war. Laut BFH ist jedoch
fur Erstausbildungen grundsatzlich eine Mindestaus-
bildungsdauer von einem Jahr erforderlich. Dieses
Kriterium erfullt die landesrechtlich geregelte, in Voll-
zeitform nur etwa drei Monate dauernde Ausbildung
zum Rettungssanitater nicht.

Hinweis: Die Dauer der Ausbildung zum Rettungssani-
tater ist mit 520 Stunden vergleichsweise kurz. lhr er-
folgreicher Abschluss verhindert also nicht die Zahlung
von Kindergeld, selbst wenn das volljahrige Kind an-
schlieBend regelmaRig mehr als 20 Stunden pro Wo-
che als Rettungssanitater arbeitet.
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Wichtig ist, dass es wahrend dieser Zeit parallel einer
weiteren Ausbildung nachgeht, sich in einer héchstens
viermonatigen Ubergangszeit zwischen zwei Ausbil-
dungsabschnitten befindet oder eine Folgeausbildung
mangels Ausbildungsplatzes nicht beginnen kann.

WHATSAPP-CHAT

Weitergabe von Gesundheitsdaten I16st Schadener-
satzanspruch aus

Die Nutzung von WhatsApp-Gruppen zur Abstimmung
von Dienstplanen, Krankmeldungen oder organisatori-
schen Fragen ist im Arbeitsalltag weit verbreitet. Auch
dabei sind jedoch datenschutzrechtliche Vorgaben ein-
zuhalten. Das Arbeitsgericht Siegburg (ArbG) hat ent-
schieden, dass die Weitergabe von Diagnosen eines
Kollegen in einer solchen Gruppe einen unzuldssigen
DatenschutzverstoB darstellt.

Der Klager war als Arzt in Weiterbildung in einer Klinik
beschaftigt. Dort gab es eine WhatsApp-Gruppe meh-
rerer Arzte, die unter anderem zur Organisation von
Urlaub, Krankmeldungen und Dienstibernahmen ge-
nutzt wurde. Nachdem sich der Klager wegen gesund-
heitlicher Beschwerden in der Klinik hatte untersuchen
lassen und sich vor einem Wochenenddienst krank-
meldete, musste die beklagte Stationsarztin ihn vertre-
ten. Ihren Unmut dartiber auflerte sie anschlieBend in
der WhatsApp-Gruppe. Dabei teilte sie nicht nur die
Diagnosen ihres Kollegen mit, sondern auferte zu-
dem Zweifel an dessen Erkrankung und stellte ihn vor
den anderen Mitgliedern der Gruppe in abwertender
Weise dar.

Der Arzt verklagte seine Kollegin daraufhin wegen Da-
tenschutzverstélRen auf Unterlassung und Schaden-
ersatz. Das ArbG gab der Klage Ulberwiegend statt.
Gesundheitsdaten seien besonders geschiitzte perso-
nenbezogene Daten, deren Weitergabe ohne rechtli-
che Grundlage unzulassig sei. Eine Berechtigung zur
Veroffentlichung der Diagnosen im Kollegenkreis habe
nicht bestanden. Auch ein Unterlassungsanspruch be-
stehe weiterhin, obwohl der Klager inzwischen nicht
mehr in der Klinik tatig sei. Das Gericht sah eine Wie-
derholungsgefahr insbesondere deshalb als gegeben
an, weil die Arztin ihr Verhalten im Verfahren nicht als
rechtswidrig erkannt habe.

Aufgrund der unbefugten Offenlegung seiner Gesund-
heitsdaten und der damit verbundenen Verletzung sei-
nes Personlichkeitsrechts sprach das Gericht dem
Klager zudem 1.000 € als Ersatz fur den erlittenen im-
materiellen Schaden zu.

Hinweis: Die Entscheidung ist noch nicht rechtskraftig.
Gegen das Urteil kann Berufung eingelegt werden.



GESETZENTWURF

Arztliche ZwangsmaRnahmen bald auch auBerhalb
von Krankenh&ausern?

Arztliche ZwangsmaRnahmen bei betreuten Per-
sonen sollen kunftig in eng begrenzten Ausnahmefal-
len auch auBerhalb eines Krankenhauses durchgefihrt
werden kdnnen. Das sieht der ,Entwurf eines Gesetzes
zur Anderung der Regelung Uber &rztliche Zwangs-
malnahmen im Betreuungsrecht und zur Stérkung des
ultima-ratio-Gebots sowie der Selbstbestimmung der
Betroffenen® vor.

Hinweis: Nach geltendem Recht kann ein Betreuer in
eine arztliche Zwangsmafinahme nur einwilligen, wenn
diese im Rahmen eines Aufenthalts in einem Kranken-
haus durchgefihrt wird.

STEUERTIPP

Verlustbringende Tatigkeit ist nicht in jedem Fall
Liebhaberei

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat entschieden, dass eine
verlustbringende nebenberufliche Tatigkeit steuerlich
anzuerkennen sein kann. Das ist der Fall, wenn der
Erwerbstatige glaubhaft machen kann, dass er seine
Tatigkeit nach seiner Pensionierung ausweiten wird,
um die aufgelaufenen Verluste wieder auszugleichen.

Geklagt hatte ein angestellter Bereichsleiter, der in
seinem Betrieb eine Kanzleisoftware fiir Steuerberater
verantwortet hatte. Nebenberuflich war er selbst als
Steuerberater tatig und erzielte hieraus in den Jahren
2009 bis 2018 einen Verlust von insgesamt 4.200 €.
Seine Mandanten waren allesamt nahestehende Per-
sonen.
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Das Finanzamt stufte seinen Nebenberuf als Liebha-
berei ein und erkannte die steuerlichen Verluste des-
halb nicht an. Der Steuerberater argumentierte, dass
er seine nebenberufliche Tatigkeit nach seiner Pensio-
nierung ausweiten wolle, so dass er mit seiner Tatig-
keit spater einen Totalgewinn erzielen werde.

Der BFH hat entschieden, dass die Verluste des Steu-
erberaters anzuerkennen sind, weil er seine freiberufli-
che Tatigkeit trotz andauernder Verluste mit Gewinn-
erzielungsabsicht ausgeubt habe. Der BFH hielt es
fur plausibel, dass der Berater seine Tatigkeit nach
seiner Pensionierung fortsetzen und steigern wird. Ei-
ne Gewinnprognose darf sich nicht auf den Zeitraum
bis zum Erreichen der Regelaltersgrenze beschranken.

Zu berucksichtigen war ferner, dass der aufgelaufene
Gesamtverlust nur gering und der Vorteil der Ver-
lustverrechnung mit anderen Einkiinften daher von
untergeordneter Bedeutung war. Der Steuerberater
hatte zudem glaubhaft dargelegt, dass er seine steuer-
beratende Tatigkeit vor allem im Hinblick auf seine An-
gestelltentatigkeit ausgeubt hatte. In seinem Fall erge-
be sich eine besondere Verzahnung von Beratungsta-
tigkeit und nichtselbstandiger Softwareentwicklung.

Hinweis: Nach dem Urteil kann die Totalgewinnprog-
nose in Fallen der Liebhaberei einen frei definierbaren
Zeitraum umfassen. Es reicht aus, wenn angekiindigte
MaRnahmen es in Zukunft als méglich erscheinen las-
sen, dass aufgelaufene Verluste ausgeglichen werden.
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lhr Team der awi

IMPREBEUM

HErmgeber:

Beriamin Doleschel, Thomas Haure e ler, Toblas Crddinger
USI1-10-Nr.: D E2SEGSDEES

separaer Bemniagung Lk SiE uor. Kommen Se Rente e 1o,

= b gmbh + oo kg = Eewehe@ongsgesellscenl elnge imgen im Hardel=regls erdes Amkegedchl Aogshog unker HAA ASEET uerie en durch 2wl adul=ory gmbh
= eerhembrgsgesellzchanl, elrge kagen Im Hardelsregls erdes Ambegerdchls Augsbuag, HAB 24212, Ges chéntshrer Mag ol Uedl, Uidch Aash, Marco Sarke, Mark o SRIer,

Melll-Beeze-S@aie 3, 25150 Agsbag | Teleton: + 48 [MEZ1 506430 | TRletx: : + 48 [LEZ1 S05+330 | awidiDawd-eukand de | vwwsomelre-zwl de

ble gesellche Benrsberelchrong 130k | SeweheEungsgesell=chon] urd werde Inder Burdesrepubllk beulschiand uedleben. Dle 20assung erclg e durchdie Secetem@Edanmer
Mdreden, Hededinger Sr. 2, 20238 Mdrchen, veldhe ouch 10 Brdige Ao lchiberdme 151, De margeblldhen bernredhillchen Aegelungen sind dar Sewemembrgsgesek, die
Benssomrang der Bundess ewerie@edkanmmer urd dle Sewete@Enegdirgsuersdrang.

Alle rvmalonen rach bes Em Wilssen, ledoch ohne Cewdhr. Dlese imomalon erse ol nlchildie Indluldoelle Ber@long ! Bre gesondere Bnzeliprhung rebmen wir geme rach




	SPEKULATIONSFRIST
	Für die Fristberechnung ist das  Datum der Kaufverträge maßgeblich
	HANDWERKERLEISTUNGEN

	Wie Privathaushalte bis zu 1.200 € an Steuern sparen können
	GRUNDERWERBSTEUER

	Wann Kaufpreisanteile für Photovoltaikanlagen außen vor bleiben dürfen
	AKTIONSPLAN

	Schwarze Schafe sollen künftig leichter entdeckt werden
	KINDERGELD

	Ausbildung zum Rettungssanitäter ist keine Erstausbildung
	WHATSAPP-CHAT

	Weitergabe von Gesundheitsdaten löst Schadenersatzanspruch aus
	GESETZENTWURF

	Ärztliche Zwangsmaßnahmen bald auch außerhalb von Krankenhäusern?
	STEUERTIPP

	Verlustbringende Tätigkeit ist nicht in jedem Fall Liebhaberei

